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Drucksache 412 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen : 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des § 168 des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen : 

Artikel I 

In § 168 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) 
wird nach Absatz 5 der folgende neue Ab- 
satz 6 eingefügt: 

„(6) Arbeitslose, die ihren Wohnort au- 
ßerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes, jedoch innerhalb des Gebietes des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 haben, können, sofern 
sie vor der Arbeitslosenmeldung eine ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes ausübten, 
den Antrag auf Arbeitslosenunterstützung 
bei dem Arbeitsamt stellen, das für den 
letzten Beschäftigungsort zuständig ist.” 

Die dem neuen Absatz 6 entgegenstehenden 
Vorschriften der Absätze 1 bis 5 finden keine 
Anwendung. 


Artikel II 

Zeiten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
liegen, gelten als Erweiterungszeit im Sinne 
des § 95 Abs. 2 AVAVG. Die Bestimmun- 
gen des § 93 Abs. 3 AVAVG finden An- 
wendung. 
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Artikel III 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
im Lande Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
1. Juli 1954 in Kraft. 


Bonn, den 31. März 1954 


§ 13 

vom 

auch 


vom 


Ollenhauer und Fraktion 



